
 

  

S 12 KR 1016/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Versicherte der GKV, die mit 2

Aktivrollstühlen und einem
Handbike versorgt sind, haben keinen
Anspruch auf Versorgung mit einer
elektronischen Antriebshilfe
(Rollstuhlzuggerät).

Normenkette SGB 5 § 33

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 KR 1016/18
Datum 16.08.2019

2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom
16.08.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Versorgung mit einem elektronischen
RollstuhlzuggerÃ¤t (mySKATE).

Der 1966 geborene KlÃ¤ger ist seit 1968 bei Angiom im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule querschnittsgelÃ¤hmt. Er ist bei der Beklagten pflichtversichert
als BeschÃ¤ftigter. Er ist versorgt mit je einem Aktivrollstuhl fÃ¼r den Innen- und
AuÃ�enbereich sowie einem Handbike mit elektrischer UnterstÃ¼tzung.
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Der KlÃ¤ger beantragte am 21.03.2017 unter Vorlage einer Verordnung vom
07.03.2017 die Versorgung mit der mySKATE 1.1 elektronischen Antriebshilfe.
BeigefÃ¼gt war ein Kostenvoranschlag fÃ¼r das ZuggerÃ¤t iHv 3.053,49 EUR.

Mit Bescheid vom 27.03.2017 lehnte die Beklagte den Antrag ab. Der KlÃ¤ger sei
fÃ¼r den Basisausgleich der Behinderung mit diversen Hilfsmitteln versorgt (2
AktivrollstÃ¼hle und 1 Handbike). Damit sei der Basisausgleich "MobilitÃ¤t" durch
die Krankenkasse sichergestellt. Das gewÃ¼nschte ZuggerÃ¤t mit MÃ¶glichkeit der
Verladung in den Pkw falle nicht in den Leistungsbereich der gesetzlichen
Krankenversicherung, sondern in den Eigenverantwortungsbereich.

Mit seinem Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, mit der bisherigen Versorgung
sei es ihm nicht mÃ¶glich, die Wohnung zu verlassen und auch die im Nahbereich
der Wohnung liegenden Stellen zu erreichen. Der Radius des Handbikes sei zu
groÃ�. Das Hilfsmittel mySKATE kÃ¶nne er direkt am Rollstuhl ankoppeln und in
einige LadengeschÃ¤fte sogar direkt hinfahren bzw dann die letzten zwei bis drei
Meter mit dem Rollstuhl noch manuell zurÃ¼cklegen.

Im daraufhin eingeholten Gutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung Baden-WÃ¼rttemberg (MDK) vom 23.05.2017 Ã¤uÃ�erte Dr.
S., dem MobilitÃ¤tsausgleich werde mit der vorhandenen Versorgung GenÃ¼ge
getan. Mit Widerspruchsbescheid vom 14.03.2018 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck.

Hiergegen richtet sich die am 22.03.2018 zum Sozialgericht Heilbronn (SG)
erhobene Klage. Der KlÃ¤ger hat ausgefÃ¼hrt, er kÃ¶nne zwar selbst Auto fahren,
das Handbike wegen seines Gewichts (Ã¼ber 20 kg) jedoch nicht ohne fremde Hilfe
ins Auto laden und wieder ausladen. Zum Einkaufen sowie fÃ¼r Apotheken- und
Arztbesuche fahre er mit dem Auto und nehme den Aktivrollstuhl mit. Mit dem
ZuggerÃ¤t mySKATE sei er weniger auf fremde Hilfe angewiesen und kÃ¶nne seinen
Radius mit der Akkuleistung des mySKATE auf etwa 20 km erweitern.

Das SG hat den behandelnden Hausarzt B. und die behandelnden Ã�rzte der
Abteilung fÃ¼r QuerschnittsgelÃ¤hmte der BG Klinik T. schriftlich als
sachverstÃ¤ndige Zeugen befragt. Auf die insoweit vorgelegten Unterlagen (Blatt
34/42, und 43/63 SG-Akte) wird Bezug genommen. Mit Urteil vom 16.08.2019 hat
das SG die Klage abgewiesen. Der Anspruch auf Versorgung mit dem Hilfsmittel
mySKATE nach Â§ 33 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) scheitere daran,
dass dieses weder erforderlich sei zur Sicherung der Krankenbehandlung noch zur
Vorbeugung einer drohenden Behinderung oder zum Behinderungsausgleich. Bei
dem hier relevanten mittelbaren Behinderungsausgleich sei GrundbedÃ¼rfnis des
tÃ¤glichen Lebens in Bezug auf die MobilitÃ¤t nur die ErschlieÃ�ung eines
Nahbereichs um die Wohnung eines Versicherten. Dieser Nahbereich sei mit der
vorhandenen Versorgung erschlossen. Aus dem Vorbringen des KlÃ¤gers lasse sich
entnehmen, dass bei ihm das Gleichziehen mit einem gesunden Menschen im
Vordergrund stehe, der in der Lage sei, ein Fahrrad als Fortbewegungsmittel sowie
als FreizeitgerÃ¤t zu nutzen sowie jederzeit ohne Hilfe die TransportmÃ¶glichkeit
eines Pkw zu nutzen. Dies gehÃ¶re nicht zum Basisausgleich.
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Gegen das seinen BevollmÃ¤chtigten am 21.08.2019 zugestellte Urteil richtet sich
die am 26.08.2019 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers. Das SG habe
fÃ¤lschlicherweise festgestellt, dass der Nahbereich durch die vorhandene
Versorgung erschlossen sei. Dabei verkenne das SG, dass das Handbike fÃ¼r den
alltÃ¤glichen Gebrauch zu unpraktisch sei und er es aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden nicht immer benutzen kÃ¶nne. Mit dem Aktivrollstuhl kÃ¶nne er sich
drauÃ�en ca 100 bis 150 Meter fortbewegen, dann komme es zu sehr starken
Schmerzen in Schulter, Ellenbogen und Handgelenken. Die nÃ¤chsten
LadengeschÃ¤fte sowie der Hausarzt seien jedoch 500 Meter entfernt. Autofahren
sei noch mÃ¶glich. Das Handbike kÃ¶nne er nur an sehr guten Tagen nutzen.
Vorteil des ZuggerÃ¤tes gegenÃ¼ber einem Elektrorollstuhl sei, dass dieses in ein
Auto geladen werden kÃ¶nne.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 16.08.2019 und den Bescheid der
Beklagten vom 27.03.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
14.03.2018 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, den KlÃ¤ger mit einem
RollstuhlzuggerÃ¤t mySKATE zu versorgen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist darauf, dass selbst dann, wenn die StÃ¤tten des Nahbereichs nicht
erschlossen wÃ¤ren, die Versorgung mit einem Elektrorollstuhl, ggf aus dem
vorhandenen Bestand, wirtschaftlicher sei.

Der Beigeladene stellt keinen Antrag. Er ist der Auffassung, dass kein
sozialhilferechtlicher Anspruch auf das Hilfsmittel besteht. Ein RollstuhlzuggerÃ¤t
kÃ¶nne grundsÃ¤tzlich als Leistung zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft
angesehen werden iSv Â§ 54 Abs 1 Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch (SGB XII) iVm 
Â§ 55 Abs 2 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) aF bzw gemÃ¤Ã� Â§ 84 SGB IX
(inhaltsgleich zur VorgÃ¤ngerregelung nach Â§ 55 SGB IX). FÃ¼r die in den
Regelungen der Â§Â§ 76 Abs 2 Nr 8 iVm 113 Abs 2 Nr 8 SGB IX der sozialen Teilhabe
vorgesehene Versorgung mit Hilfsmitteln gelte Â§ 84 SGB IX, abweichende
Regelungen fÃ¼r die Eingliederungshilfe bestÃ¼nden nicht. Hilfsmittel zur
medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben wÃ¼rden nicht
erfasst. Das RollstuhlzuggerÃ¤t sei ein Hilfsmittel der medizinischen Rehabilitation,
daher ergebe sich kein sozialhilferechtlicher Anspruch Ã¼ber die
Eingliederungshilfe. Zudem greife der Nachrang der Sozialhilfe nach Â§ 2 SGB XII.
Sozialhilfe erhalte danach nicht, wer sich durch Einsatz seiner Arbeitskraft, seines
Einkommens und seines VermÃ¶gens selbst helfen kÃ¶nne oder die erforderliche
Leistung von anderen, insbesondere von TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhalte.

Der Senat hat ergÃ¤nzend die KarteieintrÃ¤ge Ã¼ber die Behandlung des KlÃ¤gers
durch den Hausarzt B. ab Oktober 2018 beigezogen (Blatt 71-93 Senatsakte) und
den SozialhilfetrÃ¤ger beigeladen.
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten beider RechtzÃ¼ge und die
Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§Â§ 153 Abs 1, 124 Abs 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG)), hat keinen Erfolg.

Die Berufung ist form- und fristgerecht (Â§ 151 Abs 1 SGG) eingelegt sowie statthaft
(Â§Â§ 143, 144 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGG) und damit zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch
nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger verfolgt sein Begehren auf Versorgung mit einem
RollstuhlzuggerÃ¤t mySKATE zutreffend mit der kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklage (Â§ 54 Abs 4 SGG). Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen, denn
der angefochtene Bescheid vom 27.03.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 14.03.2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger
nicht in seinen Rechten. Er hat keinen Anspruch auf Versorgung mit dem begehrten
RollstuhlzuggerÃ¤t.

Die Beiladung weiterer LeistungstrÃ¤ger nach Â§ 75 Abs 2 SGG neben dem
SozialhilfetrÃ¤ger ist nicht geboten, da LeistungsansprÃ¼che auÃ�erhalb des
Bereichs der gesetzlichen Krankenversicherung und der Eingliederungshilfe von
vornherein nicht in Betracht kommen. Als erstangegangener RehabilitationstrÃ¤ger
ist die Beklagte nach Â§ 14 Abs 2 SGB IX zur LeistungsgewÃ¤hrung auch unter den
Voraussetzungen der Leistungen zur Teilhabe nach anderen Leistungsgesetzen
zustÃ¤ndig, denn sie hat den Antrag vom 27.03.2017 auf Rehabilitationsleistungen
nicht innerhalb der Fristen des Â§ 14 SGB IX weitergeleitet. Das begehrte Hilfsmittel
hat keinerlei Bezug zur beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers, insbesondere soll es
nicht dem Aufsuchen des Arbeitsplatzes dienen. Damit scheiden Teilhabeleistungen
der Rentenversicherung (Â§ 16 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) iVm Â§ 49
SGB IX) aus. Auch Leistungen nach dem ArbeitsfÃ¶rderungsrecht kommen nicht in
Betracht, da eine Teilhabe am Arbeitsleben (Â§Â§ 112 ff Sozialgesetzbuch Drittes
Buch) nicht im Raum steht. Auch ein von der Beklagten nach Â§ 40 Abs 5
Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGB XI) zu prÃ¼fender Anspruch gegen die
Pflegeversicherung kommt nicht in Betracht. Als Pflegehilfsmittel iSv Â§ 40 Abs 1
Satz 1 Alt 1 SGB XI im Sinne einer MobilitÃ¤tshilfe etwa zum Aufsuchen einer Arzt-
oder Physiotherapeutenpraxis ist das RollstuhlzuggerÃ¤t nicht erforderlich, weil
fÃ¼r die ggf nÃ¶tigen Fahrten nach MaÃ�gabe des Â§ 60 SGB V die Krankenkasse
zustÃ¤ndig ist (vgl BSG 25.02.2015, B 3 KR 13/13 R, SozR 4-2500 Â§ 33 Nr 44, Rn
44). Auch die Voraussetzungen der insoweit allein noch in Betracht kommenden
dritten Alternative des Â§ 40 Abs 1 Satz 1 SGB XI, die ErmÃ¶glichung einer
selbststÃ¤ndigeren LebensfÃ¼hrung des PflegebedÃ¼rftigen, greift nicht, da dieser
Bereich eingegrenzt ist auf jene Verrichtungen, die dem Leben im hÃ¤uslichen
Bereich zugeordnet sind und im weiteren Sinne der Aufrechterhaltung der
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FÃ¤higkeit dienen, mÃ¶glichst lange in der eigenen Wohnung zu verbleiben. Zu
diesem Bereich der LebensfÃ¼hrung zÃ¤hlt nicht das Fahren mit dem
RollstuhlzuggerÃ¤t und auch nicht die Erreichbarkeit von Zielen und Personen mit
einem solchen zu Zwecken, die nicht zum ZustÃ¤ndigkeitsbereich der sozialen
Pflegeversicherung gehÃ¶ren, sondern in den ZustÃ¤ndigkeitsbereich anderer
LeistungstrÃ¤ger fallen (BSG 25.02.2015, aaO, Rn 47).

Auch nach den Vorschriften des Krankenversicherungsrechts besteht kein Anspruch
des KlÃ¤gers. Versicherte haben nach Â§ 33 Abs 1 Satz 1 SGB V Anspruch auf
Versorgung mit HÃ¶rhilfen, KÃ¶rperersatzstÃ¼cken, orthopÃ¤dischen und anderen
Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg der
Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder
eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine
GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens anzusehen oder nach Â§ 34 Abs 4
SGB V ausgeschlossen sind.

Die 1. Alternative des Â§ 33 Abs 1 Satz 1 SGB V (Sicherung der Krankenbehandlung)
betrifft lediglich solche GegenstÃ¤nde, die aufgrund ihrer Hilfsmitteleigenschaft
spezifisch im Rahmen der Ã¤rztlich verantworteten Krankenbehandlung eingesetzt
werden, um zu ihrem Erfolg beizutragen. Dies setzt voraus, dass die Verwendung
des begehrten Hilfsmittels in einem engen Zusammenhang zu einer andauernden,
auf einem Ã¤rztlichen Therapieplan beruhenden Behandlung durch Ã¤rztliche oder
Ã¤rztlich angeleitete Leistungserbringer steht und fÃ¼r die gezielte Versorgung iSd
Behandlungsziele des Â§ 27 Abs 1 Satz 1 SGB V als erforderlich anzusehen ist (BSG
07.10.2010, B 3 KR 5/10 R, BSG SozR 4-2500 Â§ 33 Nr 32; BSG 08.07.2015, B 3 KR
5/14 R, SozR 4-2500 Â§ 33 Nr 47). Nicht jedwede gesundheitsfÃ¶rdernde
BetÃ¤tigung ist als "spezifischer Einsatz im Rahmen der Ã¤rztlich verantworteten
Krankenbehandlung" anzusehen. Keinen ausreichend engen Bezug zu einer
konkreten Krankenbehandlung weisen MaÃ�nahmen auf, die (nur) allgemein auf die
Verbesserung der kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit, die Mobilisierung von
Restfunktionen des behinderten Menschen, die ErhÃ¶hung der Ausdauer und
BelastungsfÃ¤higkeit sowie die Hilfe bei der KrankheitsbewÃ¤ltigung zielen (BSG
07.10.2010, B 3 KR 5/10 R, aaO; Hessisches LSG 20.12.2015, L 1 KR 413/14). Hier
geht es schon gar nicht um eigene kÃ¶rperliche BetÃ¤tigung, denn es handelt sich
bei dem mySKATE um ein rein motorbetriebenes ZuggerÃ¤t, welches keine
kÃ¶rperliche AktivitÃ¤t bei der Benutzung erfordert, wie dies etwa bei einem
Rollstuhlbike der Fall ist.

Ebenso sind die Voraussetzungen nach Â§ 33 Abs 1 Satz 1 2. Alt SGB V nicht
erfÃ¼llt, denn es geht nicht um die Vorbeugung einer drohenden Behinderung. Die
Behinderung ist bereits eingetreten; eine Ã�nderung ist hinsichtlich der Paraplegie
auch nicht zu erwarten.

Auch zum Behinderungsausgleich nach Â§ 33 Abs 1 Satz 1 3. Alt SGB V ist das hier
streitige Hilfsmittel nicht erforderlich. Die mit dem Leistungsbegehren des KlÃ¤gers
verfolgten Zwecke reichen Ã¼ber die Versorgungsziele hinaus, fÃ¼r die die
Krankenkassen im Bereich der MobilitÃ¤tshilfen aufzukommen haben. Im
Ausgangspunkt bemisst sich die LeistungszustÃ¤ndigkeit der gesetzlichen
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Krankenversicherung im Bereich des Behinderungsausgleichs gemÃ¤Ã� stÃ¤ndiger
Rechtsprechung des BSG danach, ob eine Leistung zum unmittelbaren oder
mittelbaren Behinderungsausgleich beansprucht wird. Im Vordergrund steht
zumeist der Ausgleich der ausgefallenen oder beeintrÃ¤chtigten KÃ¶rperfunktion
selbst, wie es zB bei Prothesen der Fall ist. Bei diesem sog unmittelbaren
Behinderungsausgleich gilt das Gebot eines mÃ¶glichst weitgehenden Ausgleichs
des Funktionsdefizits, und zwar unter BerÃ¼cksichtigung des aktuellen Stands des
medizinischen und technischen Fortschritts. Daher kann die Versorgung mit einem
fortschrittlichen, technisch weiterentwickelten Hilfsmittel nicht mit der
BegrÃ¼ndung abgelehnt werden, der bisher erreichte Versorgungsstandard sei
ausreichend, solange ein Ausgleich der Behinderung nicht vollstÃ¤ndig im Sinne des
Gleichziehens mit einem nicht behinderten Menschen erreicht ist (vgl BSG
16.09.2004, B 3 KR 20/04 R, BSGE 93, 183 = SozR 4-2500 Â§ 33 Nr 8 Rn 4 â�� C-
Leg II).

Daneben kÃ¶nnen Hilfsmittel den Zweck haben, die direkten und indirekten Folgen
der Behinderung auszugleichen (sog mittelbarer Behinderungsausgleich). In diesem
Fall hat die gesetzliche Krankenversicherung nur fÃ¼r den Basisausgleich
einzustehen; es geht nicht um einen Ausgleich im Sinne des vollstÃ¤ndigen
Gleichziehens mit den letztlich unbegrenzten MÃ¶glichkeiten eines gesunden
Menschen. Denn Aufgabe der gesetzlichen Krankenversicherung ist in allen FÃ¤llen
allein die medizinische Rehabilitation (vgl Â§ 1 SGB V sowie Â§ 6 Abs 1 Nr 1 iVm Â§
5 Nr 1 SGB IX), also die mÃ¶glichst weitgehende Wiederherstellung der Gesundheit
und der Organfunktionen einschlieÃ�lich der Sicherung des Behandlungserfolgs, um
ein selbststÃ¤ndiges Leben fÃ¼hren und die Anforderungen des Alltags meistern zu
kÃ¶nnen. Eine darÃ¼ber hinaus gehende berufliche oder soziale Rehabilitation ist
hingegen Aufgabe anderer Sozialleistungssysteme (vgl zB Â§ 5 Nr 2 SGB IX:
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben oder Â§ 5 Nr 5 SGB IX: Leistungen zur
sozialen Teilhabe). Ein Hilfsmittel zum mittelbaren Behinderungsausgleich ist von
der gesetzlichen Krankenversicherung daher nur zu gewÃ¤hren, wenn es die
Auswirkungen der Behinderung im gesamten tÃ¤glichen Leben beseitigt oder
mildert und damit ein allgemeines GrundbedÃ¼rfnis des tÃ¤glichen Lebens betrifft
(stRspr, vgl BSG 18.05.2011, B 3 KR 10/10 R, Behindertenrecht 2012, 145 mwN â��
Sportrollstuhl; BSG 25.02.2015, B 3 KR 13/13 R, aaO).

Als solches allgemeines GrundbedÃ¼rfnis des tÃ¤glichen Lebens ist in Bezug auf
die MobilitÃ¤t nur die ErschlieÃ�ung des Nahbereichs um die Wohnung eines
Versicherten anerkannt, nicht aber das darÃ¼ber hinausreichende Interesse an der
Erweiterung des Aktionsraums. MaÃ�gebend fÃ¼r den von der gesetzlichen
Krankenversicherung insoweit zu gewÃ¤hrleistenden Basisausgleich ist der
Bewegungsradius, den ein Nichtbehinderter Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� erreicht
(BSG SozR 3-2500 Â§ 33 Nr 29, 31 und 32 sowie BSG SozR 3-1200 Â§ 33 Nr 1). Dazu
haben die Krankenkassen die Versicherten so auszustatten, dass sie sich nach
MÃ¶glichkeit in der eigenen Wohnung bewegen und die Wohnung verlassen
kÃ¶nnen, um bei einem kurzen Spaziergang "an die frische Luft zu kommen" oder
um die â�� Ã¼blicherweise im Nahbereich der Wohnung liegenden â�� Stellen zu
erreichen, an denen AlltagsgeschÃ¤fte zu erledigen sind (BSG 16.09.1999, B 3 KR
8/98 R, SozR 3-2500 Â§ 33 Nr 31 â�� Rollstuhl-Bike II). Dagegen kÃ¶nnen die
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Versicherten â�� von besonderen zusÃ¤tzlichen qualitativen Momenten abgesehen
â�� grundsÃ¤tzlich nicht beanspruchen, zB den Radius der selbststÃ¤ndigen
Fortbewegung in Kombination von Auto und Rollstuhl (erheblich) zu erweitern, auch
wenn im Einzelfall die Stellen der AlltagsgeschÃ¤fte nicht im Nahbereich liegen,
dafÃ¼r also lÃ¤ngere Strecken zurÃ¼ckzulegen sind, die die KrÃ¤fte eines
Rollstuhlfahrers mÃ¶glicherweise Ã¼bersteigen (BSG 18.05.2011, B 3 KR 10/10 R,
Behindertenrecht 2012, 145 mwN â�� Sportrollstuhl).

Zur ErschlieÃ�ung des Nahbereichs ist der KlÃ¤ger bereits ausreichend mit je einem
Aktivrollstuhl fÃ¼r den Innen- und AuÃ�enbereich sowie einem Handbike mit
elektrischer UnterstÃ¼tzung versorgt. Soweit der KlÃ¤ger erst im
Berufungsverfahren seine Argumentation dahin verlagert hat, die ErschlieÃ�ung des
Nahbereichs sei nicht gesichert, da bei der Benutzung des Aktivrollstuhls nach
kurzen Strecken Schmerzen in Schulter, Ellenbogen und Handgelenken auftrÃ¤ten,
ist dies im Hinblick auf die beigezogenen Ã¤rztlichen Unterlagen nicht
nachvollziehbar. Die vorliegenden hausÃ¤rztlichen KarteieintrÃ¤ge seit September
2015 belegen eine zunehmend hochfrequente Behandlung mit seit Oktober 2018
meist mehrfachen KarteieintrÃ¤gen pro Woche. Gleichwohl finden sich fast keine
EintrÃ¤ge mit Bezug auf die behaupteten Beschwerden im Schulter-, Ellenbogen-
oder Handgelenksbereich. In zeitlichem Zusammenhang mit dem vom SG
durchgefÃ¼hrten ErÃ¶rterungstermin am 01.10.2018 findet sich in der Kartei von
Herrn B. unter dem 02.10.2018 ua folgender Eintrag: "Sozialgericht wird sich
melden, wegen Motorantrieb fÃ¼r Rollstuhl als ZweitgerÃ¤t notwendig??? er hat
wohl Schulterprobleme und braucht dies unbedingt ". Am 19.10.2018 findet sich
folgender Eintrag: "Tel mit Pat nÃ¤ Wo Do HB um 19.00Uhr wg Schulter und
"Allgemeines".". Der nÃ¤chste Eintrag mit Bezug zu den geltend gemachten
Beschwerden findet sich erst am 15.03.2019: "RÃ¼ckenschmerzen und
Schulterbeschwerden, mÃ¶chte fÃ¼r heute AU" und sodann erst wieder am
08.10.2019. Hier ist vermerkt: "Pat hat Beschwerden an der linken Hand er
vermutet einen SehnenscheidenentzÃ¼ndung und brÃ¤uchte dafÃ¼r eine AU fÃ¼r
die nÃ¤chsten zwei Tage.Verdacht auf Tendovaginitis links (M65.99+LV);
Erstbescheinigung: AU vom 08.10.2019 bis 09.10.2019 ". Weitere EintrÃ¤ge in den
bis 27.02.2020 vorliegenden KarteiauszÃ¼gen liegen nicht vor. In den Arztbriefen
der BG-Klinik T., Decubitus-Sprechstunde werden entsprechende Beschwerden gar
nicht erwÃ¤hnt, diskutiert wird â�� neben der maÃ�gebenden Wundtherapie â��
lediglich die Frage einer Operationsindikation des Kniegelenks (Arztbrief vom
17.05.2018, Blatt 47 ff SG-Akte). Damit kann von einer relevanten
BeeintrÃ¤chtigung der Benutzung des Rollstuhls (oder des elektrisch
unterstÃ¼tzten Rollstuhlbikes) nicht ausgegangen werden. Abgesehen davon hat
die Beklagte zutreffend darauf hingewiesen, dass sie im Falle der Erforderlichkeit
einer weiteren Versorgung fÃ¼r den Nahbereich den KlÃ¤ger mit einem
Elektrorollstuhl (ggf aus dem vorhandenen Bestand) als wirtschaftlichere Variante
versorgen kÃ¶nnte. Aus den AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers ist jedoch zu entnehmen,
dass er an einem Elektrorollstuhl Ã¼berhaupt kein Interesse hat, da er diesen nicht
im Auto mitnehmen kÃ¶nnte. Die MÃ¶glichkeit, das Hilfsmittel selbststÃ¤ndig im
Auto transportieren zu kÃ¶nnen, ist jedoch von dem von der Krankenkasse
geschuldeten Basisausgleich nicht umfasst.
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Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII sind ebenfalls nicht
geschuldet, denn ein Bedarf fÃ¼r das begehrte ZuggerÃ¤t zur ErmÃ¶glichung von
sozialer Teilhabe ist schon nicht dargelegt. Durch die MÃ¶glichkeit der Nutzung der
vorhandenen Hilfsmittel sowie insbesondere seines Pkw kann der KlÃ¤ger
sÃ¤mtliche gewÃ¼nschten Orte erreichen. Er kann auch mit dem vorhandenen
Rollstuhl-e-Bike zB zum Einkaufen fahren, denn auch wenn dieses GerÃ¤t nicht
geeignet ist, in die EinkaufsmÃ¤rkte hineinzufahren, kann dieses selbststÃ¤ndig
abgekoppelt werden und so der Rollstuhl fÃ¼r die letzten Meter genutzt werden.
Die hier im Vordergrund stehende Erleichterung, das gewÃ¼nschte ZuggerÃ¤t
aufgrund seines geringeren Gewichts (ca 8 kg) im Pkw selbststÃ¤ndig mitnehmen
zu kÃ¶nnen, gebietet diese zusÃ¤tzliche Versorgung nicht.

Zudem werden Leistungen zur sozialen Teilhabe nach Â§ 76 Abs 1 Satz 1 SGB IX nur
erbracht, soweit sie nicht nach den Kapiteln 9 bis 12 erbracht werden. Hierzu
gehÃ¶ren jedoch die Hilfsmittel nach Â§ 47 Abs 1 SGB IX als Leistungen der
medizinischen Rehabilitation. Um ein derartiges Hilfsmittel handelt es sich bei dem
hier streitigen RollstuhlzuggerÃ¤t. Die fehlende Erforderlichkeit des Hilfsmittels zum
Behinderungsausgleich durch die Krankenkasse begrÃ¼ndet keine weitergehenden
LeistungsansprÃ¼che gegen den SozialhilfetrÃ¤ger.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG) liegen
nicht vor.

Erstellt am: 17.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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